
    

 

10 Verordnung über den Schutz von Pflanzen vor besonders gefährlichen Schadorganis-

men (Pflanzengesundheitsverordnung, PGesV), SR 916.20 

10.1 Ausgangslage 
 

Die Pflanzengesundheitsverordnung (PGesV) ist am 31. Oktober 2018 vom Bundesrat verabschiedet 

worden und am 1. Januar 2020 in Kraft getreten. Die Erfahrungen, die seither im Vollzug der neuen 

Bestimmungen in Bezug auf das Pflanzenpass-System gemacht wurden, haben gezeigt, dass ein-

zelne Artikel präzisiert oder ergänzt werden sollten. 

 

10.2 Wichtigste Änderungen im Überblick 

Die vorgeschlagene Änderung der PGesV betrifft hauptsächlich die Bestimmungen zum Pflanzen-

pass-System. Folgende aktuelle Bestimmungen sollen präzisiert werden: 

 Die Pflanzenpasspflicht soll für Waren, die via Fernkommunikationsmitteln bestellt werden, je-

doch vom Betrieb selber an Privatpersonen ausgeliefert werden oder von Privatpersonen auf 

dem Betrieb abgeholt werden, nicht mehr gelten. 

 Eine Ergänzung der Pflanzenpass-Etikette soll möglich sein, um Waren zu kennzeichnen, welche 

ein aufgrund eines Ausbruchs eines Quarantäneorganismus abgegrenztes Gebiet nicht verlassen 

dürfen.  

 Für das Ausstellen von Pflanzenpässen zugelassene Betriebe müssen jährlich, bis zum vom Eid-

genössischen Pflanzenschutzdienst (EPSD) vorgegebenen Datum, ihre Parzellen und die darauf 

produzierten Waren in der IT-Anwendung CePa melden. Neu sollen auch zugelassene Betriebe 

sich jährlich beim EPSD bis zum gesetzten Datum melden müssen, die im betreffenden Jahr 

keine Waren produzieren. 

 

10.3 Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 

Artikel 7a 

Der Umgang mit Quarantäneorganismen ausserhalb von geschlossenen Systemen ist grundsätzlich 

verboten. Das zuständige Bundesamt kann für bestimmte Zwecken (wie Forschung und Bildung) ge-

stützt auf die vorliegende Verordnung auf Gesuch hin Ausnahmen vom Verbot bewilligen. 

Für potenzielle Quarantäneorganismen, wie zum Beispiel das Jordan-Virus, kann das zuständige Bun-

desamt gestützt auf Artikel 23 in einer Amtsverordnung ein Verbot des Umgangs mit diesen Organis-

men regeln. Mit der vorgeschlagenen Änderung soll das zuständige Bundesamt Ausnahmen vom Ver-

bot des Umgangs mit potenziellen Quarantäneorganismen ausserhalb von geschlossenen Systemen 

für bestimmte Zwecke bewilligen können (analog zu den Quarantäneorganismen).  

Artikel 60  

Für das Inverkehrbringen in der Schweiz und den Handel mit der EU müssen zum Anpflanzen be-

stimmten Pflanzen und Pflanzenteile von einem Pflanzenpass begleitet sein. Ausnahmen von der 

Pflanzenpasspflicht sind vorgesehen für das Inverkehrbringen von Waren direkt an Endverbraucherin-

nen und Endverbraucher, welche die Waren nicht zu beruflichen oder gewerblichen Zwecken verwen-

den (Privatpersonen). Letzteres gilt nicht für Waren, die mit Fernkommunikationsmitteln (z.B. im Inter-

net oder per Telefon) bestellt worden sind (Fernabsatz). Dies, weil der Fernabsatz (Inverkehrbringen 

über grössere Distanzen) grundsätzlich ein grösseres pflanzengesundheitliches Risiko darstellt als die 

Abgabe von Waren vor Ort. 

Findet die Bestellung der Waren zwar via Fernkommunikationsmittel statt, aber die Privatpersonen ho-

len die Waren vor Ort ab oder sie werden ihr vom Betrieb selber in der Region geliefert, kann die 

Pflanzenpasspflicht als unverhältnismässig erachtet werden. Mit der vorgeschlagenen Änderung des 

Artikels soll präzisiert werden, dass die Ausnahme von der Pflanzenpasspflicht auch für Waren gilt, 

die zwar via Fernkommunikationsmitteln bestellt worden sind, aber vom Betrieb selber an Privatperso-

nen ausgeliefert werden oder von Privatpersonen auf dem Betrieb abgeholt werden. 
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Zudem soll präzisiert werden, dass zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen und Pflanzenteile nur der 

Pflanzenpasspflicht unterliegen, wenn ihr Inverkehrbringen gewerbliche oder berufliche Zwecke hat. 

Der Austausch von Pflanzen zwischen Privatpersonen ohne gewerbliche oder berufliche Zwecke in-

nerhalb der Schweiz soll somit nicht der Pflanzenpasspflicht unterliegen.  

Artikel 75 

Ist in einem Gebiet die Verbreitung eines Quarantäneorganismus so weit fortgeschritten, dass in die-

sem Gebiet die Tilgung des Organismus nicht mehr möglich ist, kann das zuständige Bundesamt ein 

abgegrenztes Gebiet (Befallszone und dazugehörige Pufferzone) ausscheiden und Eindämmungs-

massnahmen festlegen (vgl. Art. 16). Dies hat das BLW zum Beispiel im Falle des Japankäfers (Popil-

lia japonica) im Kanton Tessin gemacht. Damit bestimmte bewurzelte Pflanzen aus dem abgegrenzten 

Gebiet hinaus verbracht werden dürfen, müssen sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Können 

diese Voraussetzungen nicht erfüllt werden darf die Ware nur innerhalb des abgegrenzten Gebietes in 

Verkehr gebracht werden, wozu der Betrieb ebenfalls einen Pflanzenpass ausstellen muss. Anhand 

des Pflanzenpasses ist jedoch nicht ersichtlich, dass diese Ware das abgegrenzte Gebiet nicht verlas-

sen darf. Ein Zwischenhändler kann somit anhand des Pflanzenpasses nicht erkennen, ob er die 

Ware ausserhalb des abgegrenzten Gebiets verkaufen darf oder nicht. 

In der EU muss z. B. für bestimmte Waren, die nur innerhalb der abgegrenzten Gebiete für Xylella 

fastidiosa verbracht werden dürfen, ein entsprechender Vermerk neben dem Rückverfolgbarkeitscode 

auf der Pflanzenpassetikette eingetragen werden (siehe Art. 27 der Durchführungsverordnung (EU) 

2020/1201 der Kommission1). Aktuell fehlt in der Schweiz die rechtliche Grundlage, die das zustän-

dige Bundesamt ermächtigt, Ergänzungen betreffend die Elemente der Pflanzenpassetikette zu be-

stimmen. In der «Allgemeinverfügung zum Schutz gegen die Ausbreitung von Popillia japonica 

Newman im Kanton Tessin» des BLW vom 28.06.2021 wurde das Problem so gelöst, dass die Pflan-

zen mit einer zusätzlichen Etikette gekennzeichnet werden müssen. Dies kann jedoch nur eine tempo-

räre Lösung sein, da die Gefahr besteht, dass die zusätzliche Etikette absichtlich oder unabsichtlich 

entfernt wird und die Ware dennoch das abgegrenzte Gebiet verlässt und somit zur weiteren Verbrei-

tung des Quarantäneorganismus beiträgt. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung des Artikels 75 soll das zuständige Bundesamt die Kompetenz er-

halten, in solchen Fällen zusätzliche Elemente im Pflanzenpass festlegen zu können. Insbesondere 

soll das zuständige Bundesamt bestimmen können, dass Pflanzenpässe für das Inverkehrbringen 

ausschliesslich innerhalb von Befallsherde und Pufferzonen (im Fall von Tilgungsmassnahmen, ge-

mäss Artikel 15) oder innerhalb von Befallszonen und Pufferzonen (im Fall von Eindämmungsmass-

nahmen, gemäss Artikel 16) mit einem entsprechenden Vermerk ergänzt werden müssen. Diese Än-

derung ist zudem wichtig für die Aktualisierung des Anhangs 4 des Abkommens vom 21. Juni 1999 

zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft über den 

Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (SR 0.916.026.81), um die gegenseitige Anerkennung 

der Gleichwertigkeit der phytosanitären Bestimmungen zwischen der Schweiz und der EU aufrechtzu-

erhalten.  

Artikel 80 

Für das Ausstellen von Pflanzenpässen zugelassene Betriebe müssen dem EPSD jährlich ihre Pro-

duktionsparzellen und -einheiten sowie die dort produzierten Waren mittels der IT-Anwendung CePa 

melden. Viele zugelassene Betriebe melden ihre Produktion dem EPSD nicht fristgerecht oder gar 

nicht. Erfolgt bis zum Termin (und nach einer allfälligen Fristverlängerung) keine Meldung (was häufig 

vorkommt), ist unklar, ob der Betrieb nichts meldet, weil er keine passpflichtigen Waren produziert o-

der ob er seine Produktion nicht meldet. Der EPSD muss gegenwärtig zusätzliche Kontrollen durch-

führen, um zu überprüfen, ob der betreffende Betrieb tatsächlich selber keine passpflichtigen Waren 

produziert und damit von der Pflicht der jährlichen Meldung befreit ist. Dies verursacht sowohl für den 

                                                      

1 Durchführungsverordnung (EU) 2020/1201 der Kommission vom 14. August 2020 über Massnahmen zum Schutz der Union 
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Xylella fastidiosa (Wells et al.), Fassung gemäss ABl. L 269 vom 17.8.2020, S. 
2-39. 
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betroffenen Betrieb als auch für den EPSD zusätzliche Kosten und macht den Vollzug unnötig kompli-

ziert. Mit der vorgeschlagenen Änderung des Artikels 80 soll neu präzisiert und ergänzt werden, dass 

die jährliche Produktionsmeldung bis zum vom EPSD bestimmten Datum zu erfolgen hat und dass 

auch zugelassene Betriebe, die selber nicht produzieren, sich jährlich beim EPSD via die IT-

Anwendung CePa melden müssen, um dies zu bestätigen. Der Aufwand für diese Bestätigung in 

CePa ist für zugelassene Betriebe, die selber nicht produzieren, gering. Mit dieser neuen Pflicht kann 

der EPSD den Vollzug verbessern, indem die heutigen Zusatzkontrollen durch ein schriftliches Verfah-

ren (Mahnungen und gegebenenfalls Entzug der Zulassung) ersetzt werden. 

Artikel 107 

Gestützt auf Artikel 23 Buchstaben e oder g können gegen potenzielle Quarantäneorganismen Vor-

sorge- und Tilgungsmassnahmen mittels Verfügung angeordnet werden. Auch gegen diese Verfügun-

gen soll eine Einsprachemöglichkeit vorgesehen werden. 

Änderung anderer Erlasse 

Anhang 1 der Geoinformationsverordnung vom 21. Mai 2008 (SR 510.620) stellt den Katalog der Ge-

obasisdaten des Bundesrechts dar. Unter dem Identifikator 154 ist aktuell ein Geodatenmodell für die 

Gebietsüberwachung besonders gefährlicher Schadorganismen genannt, der sich auf Artikel 18 der 

PGesV bezieht. Die Möglichkeit, ein Geodatenmodell für die Gebietsüberwachung zu erstellen, wurde 

nie umgesetzt. Die Daten für die Gebietsüberwachung werden anderweitig erhoben, gesammelt und 

gesichert. Die Gebietsüberwachung kann ohne die Nutzung eines Geodatenmodells vollständig umge-

setzt werden. Somit kann den Identifikator 154 im Anhang 1 der Geoinformationsverordnung aufgeho-

ben werden. 

10.4 Auswirkungen 

10.4.1  Bund 

Die vorgeschlagenen Änderungen haben keine finanziellen und personellen Auswirkungen für den 
Bund. 
 

10.4.2  Kantone 

Die vorgeschlagenen Änderungen haben keine finanziellen und personellen Auswirkungen für die 
Kantone. Die Kantone sind von den vorgeschlagenen Änderungen nicht betroffen. 
 

10.4.3  Volkswirtschaft 

Die vorgeschlagenen Änderungen haben geringfügige Auswirkungen auf die Volkswirtschaft. Durch 

die vorgeschlagene Änderung des Artikels 60 werden einige wenige Betriebe von der Zulassungs-

pflicht befreit, und die weiterhin zugelassenen Betriebe werden teilweise weniger Pflanzenpässe aus-

stellen müssen. Durch die vorgeschlagene Änderung des Artikels 80 müssen auch zugelassene Be-

triebe, die keine Produktion haben, sich jährlich beim EPSD melden. Der Aufwand dafür ist sehr klein 

(wenige Minuten pro Jahr). 

10.5 Verhältnis zum internationalen Recht 

Die vorgesehene Änderung der PGesV berücksichtigt die Vorgaben des SPS-Abkommens der WTO 

(Sanitary and Phytosanitary Agreement). Sie entsprechen den in der EU erlassenen Massnahmen 

und tragen daher dem Schutz des europäischen Kontinents vor den betreffenden Schadorganismen 

bei. Diese Änderung ist zudem wichtig für die Aktualisierung des Anhangs 4 des Abkommens vom 21. 

Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft 

über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (SR 0.916.026.81), um die gegenseitige Aner-

kennung der Gleichwertigkeit der phytosanitären Bestimmungen zwischen der Schweiz und der EU 

aufrechtzuerhalten.  
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10.6 Inkrafttreten 

Die Änderung der PGesV tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

10.7 Rechtliche Grundlagen 

Rechtsgrundlage für diese Änderung bilden die Artikel 149 Absatz 2,152 und 177 des Landwirtschafts-

gesetzes (SR 910.1) sowie Artikel 26 des Waldgesetzes (SR 921.0). 


